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Artikel 1

Das Hessische Ausführungsgesetz zum
Flurbereinigungsgesetz vom 29. Novem-
ber 2010 (GVBl. I S. 426), geändert durch
Gesetz vom 13. Dezember 2012 (GVBl. 
S. 622), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird
Abs. 1 und in Satz 1 werden
nach dem Wort „Fassung“ die
Wörter „der Bekanntmachung“
eingefügt und die Angabe
„547“ durch „546“ ersetzt.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die obere Flurbereinigungs-
behörde ist sachlich zuständige
Verwaltungsbehörde nach § 36
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 27. Au-
gust 2017 (BGBl. I S. 3295), für die
Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 154 des
Flurbereinigungsgesetzes.“

2. Nach § 2 wird als neuer § 3 eingefügt:

„§ 3

Wahlperioden für den Vorstand der
Teilnehmergemeinschaft

(1) Die Mitglieder des Vorstandes
der Teilnehmergemeinschaft werden
auf die Dauer von sieben Jahren ge-
wählt. Ihre Wiederwahl ist zulässig.
Die Neuwahl soll bis spätestens sechs
Monate nach Ablauf der Wahlperiode
stattfinden. § 21 Abs. 2 des Flurberei-
nigungsgesetzes gilt entsprechend. Bis
zur Neuwahl bleibt der bisherige Vor-
stand im Amt.

(2) Ist der neue Rechtszustand nach
§ 61 Satz 2 des Flurbereinigungsgeset-
zes eingetreten, kann eine Neuwahl
unterbleiben.“

3. Die bisherigen §§ 3 bis 7 werden die
§§ 4 bis 8.

4. Der bisherige § 8 wird § 9 und wie
folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort
„Flurbereinigung“ die Angabe
„nach § 141 Abs. 2 Satz 1 des
Flurbereinigungsgesetzes“ ein-
gefügt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „in
der Fassung vom 9. Mai 1975
(BGBl. I S. 1079), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 24. Juli
2010 (BGBl. I S. 976),“ gestri-
chen.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„vom 19. April 1972 (BGBl. I 
S. 714), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 
S. 160)“ durch „der Bekanntma-
chung vom 19. April 1972 (BGBl. I
S. 713), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 8. Juni 2017 (BGBl. I 
S. 1570)“ ersetzt.

5. Der bisherige § 9 wird § 10 und in Abs.
5 Satz 1 die Angabe „§ 6“ durch „§ 7“
ersetzt.

6. Die bisherigen §§ 10 bis 12 werden die
§§ 11 bis 13.

7. Der bisherige § 13 wird § 14 und wie
folgt gefasst:

„§ 14

Übergangsvorschrift

In Flurbereinigungs- und Zusam-
menlegungsverfahren, die am 14. Feb-
ruar 2018 anhängig sind, endet die
Amtszeit des Vorstandes der Teilneh-
mergemeinschaft mit Ablauf des 
31. Dezember 2025. § 3 Abs.2 bleibt
unberührt.“

8. Der bisherige § 14 wird § 15 und in
Satz 2 wird die Angabe „2018“ durch
„2026“ ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Flurbereinigungsgesetz*)

Vom 2. Februar 2018

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 2. Februar 2018

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,   
Ve r k e h r  u n d  

L a n d e s e n t w i c k l u n g

A l - Wa z i r*) Ändert FFN 81-30
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§ 1

Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beige-
fügte Haushaltsplan für die Haushaltsjah-
re 2018 und 2019 wird in Einnahme und
Ausgabe auf

36 479 874 500 Euro für das Haushaltsjahr
2018 und

36 385 093 500 Euro für das Haushaltsjahr
2019

festgestellt.

§ 2

Produkthaushalt

(1) Der leistungsbezogene Haushalts-
plan nach § 7a Abs. 3 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung ist nach Produk-
ten, Projekten, zwischenbehördlichen und
externen Leistungen gegliedert (Produkt-
haushalt). Die Produkte sind nach ihrem
Zweck und nach Art und Umfang ver-
bindlich. Die in diesem Gesetz für Pro-
dukte getroffenen Regelungen gelten für
Projekte, zwischenbehördliche und exter-
ne Leistungen entsprechend, soweit
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die für jedes Produkt im Leistungs-
plan ausgewiesenen Gesamtkosten sind
verbindlich. Mehrerlöse erhöhen, Minder-
erlöse vermindern die veranschlagten Ge-
samtkosten, soweit im Haushaltsplan
nichts anderes bestimmt ist. Abweichun-
gen bei Kosten, Erlösen oder Kennzahlen
im Haushaltsvollzug verändern die Pro-
duktabgeltung nicht. Werden veran-
schlagte Kosten eines Produkts gesperrt,
reduziert sich die im Haushaltsplan dafür
bewilligte Produktabgeltung entspre-
chend.

(3) Die Gesamtkosten eines Produkts
können um bis zu 5 Prozent überschritten
werden, wenn ein Ausgleich innerhalb
des Buchungskreises sichergestellt wer-
den kann und im Haushaltsplan nichts
Abweichendes bestimmt ist. Satz 1 gilt
nicht für Fördermittelbuchungskreise.

(4) In Fördermittelbuchungskreisen
sind auch die im Haushaltsplan ausge-
wiesenen Leistungen zum Produkt und
die Liquidität je Produkt verbindlich. Zur
Abfinanzierung von Verpflichtungen aus
Vorjahren veranschlagte liquide Mittel
dürfen für Neubewilligungen verwendet
werden, wenn diese Verpflichtungen ent-
fallen oder nicht entstanden sind. In den
in Satz 2 genannten Fällen und bei Inan-
spruchnahme ungebundener Ausgaberes-
te erhöhen sich die Gesamtkosten des
Produkts entsprechend, das Ministerium

der Finanzen kann insoweit zusätzliche
Produktabgeltung gewähren.

(5) Für Überschreitungen der Gesamt-
kosten eines Produkts und die Einrich-
tung neuer Produkte ist § 37 Abs. 1, 3 und
4 der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung entsprechend anzuwenden. Glei-
ches gilt für zusätzliche Leistungen zum
Produkt in Fördermittelbuchungskreisen.
§ 11 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 gilt entspre-
chend. Satz 1 gilt nicht für zwischenbe-
hördliche Leistungen, wenn die Mehrkos-
ten vollständig durch Erlöse gedeckt wer-
den. Satz 1 und 3 gelten nicht für Mehr-
kosten, die erst bei Erstellung des Jahres-
abschlusses festgestellt werden können
und nicht zu Auszahlungen geführt ha-
ben; daraus entstehende Verluste sind
vorzutragen, über ihren Ausgleich wird
im nächsten Haushaltsplan entschieden.

(6) Werden im Haushaltsplan für die
Produkte eines Buchungskreises die Men-
ge und der Preis je Mengeneinheit für
verbindlich erklärt, reduziert sich bei
Mengenunterschreitungen die Produkt-
abgeltung entsprechend, wenn im Haus-
haltsplan nichts anderes bestimmt ist.
Abs. 2 Satz 1 bis 3, Abs. 3 und 5 finden in
diesen Fällen keine Anwendung. Bei
Mengenüberschreitungen oder neuen
Produkten ist § 37 Abs. 1 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung entsprechend
anzuwenden. Dabei sollen entstehende
Mehrkosten durch Einsparungen in dem-
selben Einzelplan ausgeglichen werden.
Satz 3 und 4 gelten nicht für zwischenbe-
hördliche Leistungen, wenn die Mehrkos-
ten vollständig durch Erlöse gedeckt wer-
den.

(7) Im Rahmen seiner Entscheidungen
nach § 37 Abs. 1 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung kann das Ministerium
der Finanzen zusätzliche Produktabgel-
tung gewähren, soweit diese an anderer
Stelle finanziert wird.

(8) Im Haushaltsvollzug bei den Pro-
dukten erwirtschaftete Überschüsse sind
zunächst zur Deckung von Verlusten des
Buchungskreises zu verwenden; verblei-
bende Überschüsse können zur Verstär-
kung des Finanzplans verwendet oder bis
zu einem im Haushaltsplan festgelegten
Anteil der Verwaltungsrücklage des Bu-
chungskreises zugeführt werden. Die
Verwendung dieser Rücklagen für Dauer-
verpflichtungen ist nicht zulässig. Bildung
und Inanspruchnahme von Rücklagen be-
dürfen der Zustimmung des Ministeriums
der Finanzen.

(9) Verluste aus Maßnahmen, denen
das Ministerium der Finanzen nach § 37
Abs. 1 der Hessischen Landeshaushalts-
ordnung zugestimmt hat, können zulasten
des Finanzierungsbuchungskreises aus-
geglichen werden. Näheres hierzu regelt

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für
die Haushaltsjahre 2018 und 2019 (Haushaltsgesetz 2018/2019)*)

Vom 2. Februar 2018

*) FFN 43-87
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das Ministerium der Finanzen. Andere
Verluste sind vorzutragen. Über einen
Ausgleich wird im nächsten Haushalts-
plan entschieden.

(10) In den Erläuterungen zum Finanz-
plan genannte Einzelinvestitionen sind
verbindlich. Für veranschlagte, nicht ge-
tätigte Investitionen kann zur Finanzie-
rung dieser Investitionen in den Folgejah-
ren mit Zustimmung des Ministeriums der
Finanzen eine Investitionsrücklage gebil-
det werden.

§ 3

Deckungsfähigkeit, Umsetzungen, 
alternative Beschaffungs- und 

Errichtungsformen

(1) Personalausgabenansätze dürfen
innerhalb der Einzelpläne umgesetzt wer-
den.

(2) Im Produkthaushalt sind die Titel
der Hauptgruppen 4 bis 6 und 9 mit Aus-
nahme des Titels 529 gegenseitig de-
ckungsfähig und einseitig deckungsfähig
zugunsten der Titel der Hauptgruppen 7
und 8. Die Titel der Hauptgruppen 7 und
8 sind gegenseitig deckungsfähig.

(3) Abweichend von Abs. 2 sind in För-
dermittelbuchungskreisen die Titel der
Hauptgruppen 4 bis 9 gegenseitig de-
ckungsfähig. Verpflichtungsermächtigun-
gen können innerhalb eines Förderpro-
duktes nach Maßgabe von Satz 1, im Üb-
rigen nach den jeweiligen Bewirtschaf-
tungsregelungen in Anspruch genommen
werden.

(4) Mindereinnahmen reduzieren,
Mehreinnahmen erhöhen die Ausgabeer-
mächtigung im Sinne der Abs. 2 und 3,
soweit im Haushaltsplan nichts anderes
bestimmt ist. Außerhalb der laufenden
Geschäfte anfallende Mehreinnahmen
dürfen nur mit Zustimmung des Ministeri-
ums der Finanzen verwendet werden.

(5) Das Ministerium für Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Landesentwicklung
und das Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz können mit vorheriger Zustim-
mung des Ministeriums der Finanzen

1. Ansätze, Kosten und Verpflichtungs-
ermächtigungen in den Bereichen der
Gemeinschaftsaufgaben „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ und „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ so-
wie

2. die von der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 17. Dezem-
ber 2013 über die Förderung der
ländlichen Entwicklung durch den
Europäischen Landwirtschaftsfonds
für die Entwicklung des ländlichen
Raums (ELER) und zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005
(ABl. EU Nr. L 347 S. 487, 2015 Nr. L
259 S. 40, 2016 Nr. L 130 S. 1, 2016
Nr. L 130 S. 30), zuletzt geändert
durch Verordnung (EU) Nr. 2017/825

des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 17. Mai 2017 (ABl. EU 
Nr. L 129 S. 1), betroffenen Ansätze,
Kosten und Verpflichtungsermächti-
gungen

in den Einzelplänen 07 und 09 für gegen-
seitig, andere Ansätze, Kosten und Ver-
pflichtungsermächtigungen zugunsten
dieser Bereiche für einseitig deckungsfä-
hig erklären. Sofern zur Umsetzung der
Programme mit Förderungen aus der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1305/2013 zusätzliche
Verpflichtungsermächtigungen erforder-
lich werden, können diese mit vorheriger
Zustimmung des Ministeriums der Finan-
zen im notwendigen Umfange eingegan-
gen werden. Darüber hinaus können mit
vorheriger Zustimmung des Ministeriums
der Finanzen Ansätze, Kosten und Ver-
pflichtungsermächtigungen des Pro-
gramms „Förderung der energetischen
Modernisierung sozialer Infrastruktur in
den Kommunen - Investitionspakt“ für
gegenseitig deckungsfähig erklärt wer-
den. Im Rahmen seiner Zustimmung kann
das Ministerium der Finanzen die erfor-
derliche Produktabgeltung umsetzen.

(6) Das Ministerium der Finanzen kann
bei nachgewiesener Wirtschaftlichkeit im
Haushalt veranschlagte Investitionsmaß-
nahmen durch alternative Beschaffungs-
und Errichtungsformen (wie öffentlich-
private Partnerschaften, Leasing- oder
ähnliche Verträge) ersetzen und die erfor-
derlichen Verträge schließen oder geneh-
migen. In diesen Fällen können die ver-
anschlagten Mittel im laufenden Haus-
haltsjahr zur Absicherung und Leistung
der vertraglichen Raten verwendet wer-
den; verbleibende Haushaltsmittel sind
gesperrt.

(7) Die Landesregierung kann Produk-
te ganz oder teilweise umsetzen, wenn
Aufgaben von einer Verwaltung auf eine
andere Verwaltung übergehen. Eines Be-
schlusses der Landesregierung bedarf es
nicht, wenn die beteiligten Ministerien
und das Ministerium der Finanzen über
die Umsetzung einig sind.

§ 4

Leistungen des Bundes, 
Übertragbarkeit von Ausgaben

(1) Bei Maßnahmen, die eine Leistung
des Bundes vorsehen, gelten Ansätze,
Kosten und Verpflichtungsermächtigun-
gen im gleichen Verhältnis als gesperrt, in
dem der Bund seine Leistung mindert; 
§ 41 der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung bleibt unberührt.

(2) Übertragbare Ausgaben im Sinne
des § 19 Abs. 1 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung sind die Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 des Gruppie-
rungsplans für den Haushalt des Landes
Hessen, die Ausgaben aus zweckgebun-
denen Einnahmen sowie die Ausgaben in
Fördermittelbuchungskreisen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann
in besonders begründeten Einzelfällen
die Übertragbarkeit von Ausgaben zulas-
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sen, soweit Ausgaben für bereits bewillig-
te Maßnahmen noch im nächsten Haus-
haltsjahr zu leisten sind.

§ 5

Energieeinsparung, 
Informationstechnik

(1) Das Ministerium der Finanzen kann
für Maßnahmen der Energie- und Was-
sereinsparung Vorfinanzierungen in An-
spruch nehmen, wenn die entstehenden
Kosten und die Tilgungszahlungen aus
den erwarteten Energie- und Wasserein-
sparungen innerhalb von 75 Prozent der
technischen Lebensdauer der Installation
refinanziert werden können.

(2) Die Mittel für Zwecke der Informa-
tionstechnik sind gesperrt, soweit sie
nicht für Maßnahmen im Rahmen des
vom Bevollmächtigten für E-Government
und Informationstechnik festgeschriebe-
nen IT-Standardisierungsprozesses einge-
setzt werden sollen. Das Ministerium der
Finanzen kann die Sperre aufheben.

(3) Mittel, die nach den Erläuterungen
im Haushaltsplan zur Umsetzung der
Strategie Digitales Hessen zusätzlich ver-
anschlagt sind, können nur mit Zustim-
mung des Ministeriums der Finanzen in
Anspruch genommen werden. In begrün-
deten Einzelfällen ist die Bildung einer
zweckgebundenen Rücklage zulässig.
Bildung und Inanspruchnahme dieser
Rücklage bedürfen der Zustimmung des
Ministeriums der Finanzen.

§ 6

Institutionelle Förderungen, Übertragung
von Förderprogrammen

(1) Ansätze, Kosten und Verpflich-
tungsermächtigungen für Zuwendungen
im Sinne des § 23 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung zur Deckung der ge-
samten Ausgaben oder eines nicht abge-
grenzten Teils der Ausgaben einer Stelle
außerhalb der Landesverwaltung (institu-
tionelle Förderung) sind gesperrt, solange
ein Haushalts- oder Wirtschaftsplan nicht
von dem zuständigen Ministerium und
dem Ministerium der Finanzen gebilligt
ist. Das Ministerium der Finanzen kann
die Sperre aufheben.

(2) Das Ministerium der Finanzen
kann, soweit die Haushalts- oder Wirt-
schaftspläne nicht rechtzeitig zu Beginn
des jeweiligen Haushaltsjahres vorgelegt
werden können, in Abschlagszahlungen
zur Leistung unabweisbarer Ausgaben
einwilligen.

(3) Im Landeshaushalt veranschlagte
Förderprogramme können zur Abwick-
lung auf Externe übertragen werden. Das
Ministerium der Finanzen kann hieraus
sich ergebende notwendige Anpassungen
im Haushaltsvollzug vornehmen.

§ 7

Stellenbewirtschaftung, Personalmittel

(1) Abweichend von § 49 Abs. 3 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung kann

jede Planstelle und Stelle mit mehreren
Teilzeitbeschäftigten besetzt werden. Be-
schäftigte können mit anteiliger Arbeits-
zeit auf mehreren Planstellen oder Stellen
geführt werden. Die Gesamtarbeitszeit je
Planstelle und Stelle darf nicht höher sein
als die Arbeitszeit einer vollbeschäftigten
Kraft.

(2) Planstellen einer Besoldungsgruppe
können auch mit Beamtinnen und Beam-
ten mit einer anderen Amtsbezeichnung
derselben Besoldungsgruppe und Lauf-
bahngruppe besetzt werden. Über die
Änderung der Amtsbezeichnung ist im
nächsten Haushaltsplan zu entscheiden.

(3) Werden polizeidienstunfähige Be-
amtinnen und Beamte des Polizeivoll-
zugsdienstes, die den gesundheitlichen
Anforderungen des Amtes einer anderen
Laufbahn genügen, im Dienst des Landes
weiterverwendet, so können sie auf einer
Planstelle des Eingangsamts einer Lauf-
bahn der jeweiligen Laufbahngruppe ge-
führt werden. Gleiches gilt für Beamtin-
nen und Beamte des Justizvollzugsdiens-
tes, die im allgemeinen Vollzugsdienst tä-
tig sind. Das Ministerium der Finanzen
kann zur Übernahme von polizei- oder
justizvollzugsdienstunfähigen Beamtin-
nen und Beamten vorübergehend Stellen
in Planstellen umwandeln.

(4) Die Stellenübersicht für Rechtsrefe-
rendarinnen und Rechtsreferendare bei
Kapitel 05 04 Titel 428 sowie die Erläute-
rungen dazu sind verbindlich.

§ 8

Umsetzung von Stellen

(1) Die Landesregierung kann mit Zu-
stimmung des Haushaltsausschusses freie
oder frei werdende Planstellen und Stel-
len im Falle eines unabweisbaren, vor-
dringlichen Personalbedarfs in andere
Kapitel desselben Einzelplans oder in an-
dere Einzelpläne umsetzen und, soweit es
notwendig ist, gleichzeitig umwandeln.
Über den weiteren Verbleib der umge-
setzten Planstellen und Stellen ist im
nächsten Haushaltsplan zu entscheiden. 
§ 50 der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung bleibt unberührt.

(2) Die Ministerien können Planstellen
und Stellen innerhalb des Einzelplans
umsetzen. Dies gilt nicht für Umsetzun-
gen in das Ministeriumskapitel.

§ 9

Anpassung an Besoldungs- 
und Tarifrecht

(1) Die Landesregierung kann haus-
haltsrechtliche Maßnahmen treffen, die
sich aus der Anpassung an das Besol-
dungsrecht, an andere gesetzliche Be-
stimmungen oder an das Tarifvertrags-
recht zwingend ergeben, insbesondere
die Stellenpläne und Stellenübersichten
ergänzen sowie Planstellen und Stellen
umwandeln. Über den weiteren Verbleib
dieser Planstellen und Stellen ist im
nächsten Haushaltsplan zu entscheiden.
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(2) Bei Besoldungserhöhungsgesetzen
können das Ministerium der Finanzen
und das Ministerium des Innern und für
Sport bereits vor Verabschiedung des Ge-
setzes Abschlagszahlungen auf die im
Gesetzentwurf vorgesehenen Erhöhungs-
beträge zulassen.

§ 10

Leerstellen

(1) Das zuständige Ministerium kann
Leerstellen mit dem Vermerk „künftig
wegfallend“ ausbringen für

1. Beamtinnen und Beamte, Richterin-
nen und Richter, die unter Wegfall
der Dienstbezüge bei einem anderen
Dienstherrn verwendet werden oder
deren Dienstbezüge von einem ande-
ren Dienstherrn vollständig erstattet
werden,

2. Bedienstete, die als Abgeordnete in
den Deutschen Bundestag, in den
Hessischen Landtag oder in das Euro-
päische Parlament gewählt sind,

3. Bedienstete, die für eine vorüberge-
hende Tätigkeit in öffentlichen zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen
Einrichtungen oder in den Entwick-
lungsländern beurlaubt werden,

4. Beamtinnen und Beamte, die als
Richterinnen und Richter kraft Auf-
trags zu einem hessischen Gericht,
und Richterinnen und Richter, die zu
einer hessischen Verwaltungsbehörde
abgeordnet werden,

5. Beamtinnen und Beamte, die nach 
§ 64 Abs. 1 Satz 1 oder nach § 65 
Abs. 1 des Hessischen Beamtengeset-
zes, und Richterinnen und Richter,
die nach § 7a Abs. 1 Nr. 2 oder nach 
§ 7b Abs. 1 des Hessischen Richterge-
setzes beurlaubt werden,

6. Tarifbeschäftigte, die nach § 28 des
Tarifvertrags für den öffentlichen
Dienst des Landes Hessen beurlaubt
werden,

7. Tarifbeschäftigte, deren Arbeitsver-
hältnis nach § 33 Abs. 2 Satz 5 und 6
des Tarifvertrags für den öffentlichen
Dienst des Landes Hessen wegen der
Gewährung einer Rente auf Zeit ruht,

8. die Dauer der Elternzeit, wenn von
der Möglichkeit zur Beschäftigung
von Vertretungs- und Aushilfskräften
aus besonderen Gründen kein Ge-
brauch gemacht werden kann,

9. Beamtinnen und Beamte, Richterin-
nen und Richter, die durch Beendi-
gung eines Beamtenverhältnisses auf
Probe nach § 4 des Hessischen Beam-
tengesetzes wieder in ihr früheres
Amt zurücktreten, wenn keine freie
Planstelle dieser Besoldungsgruppe
zur Verfügung steht,

10. Bedienstete, deren Dienstverhältnis
nach § 40a Abs. 1 und 4 der Hessi-
schen Gemeindeordnung ruht.

(2) Werden die Bediensteten wieder im
Landesdienst verwendet, sind sie in eine

freie oder in die nächste frei werdende
Stelle bei ihrer Verwaltung einzuweisen;
mit der Einweisung fällt die Leerstelle
weg. Bis zur Einweisung in eine freie
Stelle sind sie auf der Leerstelle zu füh-
ren.

§ 11

Über- und außerplanmäßige Ausgaben,
Vorfinanzierungen

(1) Wird infolge eines unvorhergesehe-
nen und unabweisbaren Bedürfnisses ei-
ne überplanmäßige oder außerplanmäßi-
ge Ausgabe erforderlich (Art. 143 der
Verfassung des Landes Hessen), so bedarf
es eines Nachtragshaushalts nicht, wenn
die Mehrausgabe im Einzelfall einen Be-
trag von 5 000 000 Euro nicht überschrei-
tet oder rechtliche Verpflichtungen,
Rechtsansprüche aus Gesetz oder Tarif-
vertrag zu erfüllen sind oder soweit Aus-
gabemittel von anderer Seite zweckge-
bunden zur Verfügung gestellt werden.
Für überplanmäßige und außerplanmäßi-
ge Verpflichtungsermächtigungen gilt
Entsprechendes, wenn die voraussichtlich
kassenwirksam werdenden Jahresbeträge
insgesamt einen Betrag von 5 000 000
Euro nicht überschreiten.

(2) Mit vorheriger Zustimmung des Mi-
nisteriums der Finanzen können Zuwei-
sungen der Europäischen Union bei ge-
meinsam finanzierten Förderprogrammen
vorfinanziert werden, wenn entsprechen-
de Förderzusagen der Europäischen Uni-
on vorliegen. Gleiches gilt für Zuweisun-
gen des Bundes zum Ausgleich der Belas-
tungen der kommunalen Gebietskörper-
schaften nach § 46 des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch und nach § 46a des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Hier-
durch bedingte, nicht durch Einnahmen
im laufenden Haushaltsjahr gedeckte
Mehrausgaben sind als Vorgriffe nach 
§ 37 Abs. 6 der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung nachzuweisen.

(3) Der Betrag für die nach § 37 Abs. 4
der Hessischen Landeshaushaltsordnung
dem Landtag vierteljährlich mitzuteilen-
den über- und außerplanmäßigen Ausga-
ben wird auf 50 000 Euro festgesetzt.

§ 12

Veräußerung und Überlassung von Ver-
mögensgegenständen

(1) Abweichend von § 63 Abs. 2 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung kann
das Ministerium der Finanzen die Veräu-
ßerung zur Erfüllung der Aufgaben des
Landes weiterhin benötigter Vermögens-
gegenstände zulassen, wenn auf diese
Weise die Aufgaben des Landes nach-
weislich wirtschaftlicher erfüllt werden
können. § 64 der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung bleibt unberührt.

(2) Das Ministerium der Finanzen kann
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung zur
verbilligten Beschaffung von Bauland ge-
statten, dass landeseigene Grundstücke
an Gemeinden unter dem vollen Wert
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veräußert werden, wenn sichergestellt ist,
dass diese Grundstücke binnen angemes-
sener Frist, die in der Regel fünf Jahre
nach Abschluss des Kaufvertrages nicht
übersteigen soll, zu Zwecken des sozialen
Wohnungsbaus bebaut werden. Der Ein-
willigung des Landtags nach § 64 Abs. 2
Satz 1 der Hessischen Landeshaushalts-
ordnung bedarf es in diesen Fällen nicht.
Das Nähere bestimmen Richtlinien des Mi-
nisteriums der Finanzen. Unterbleibt die
Bebauung, ist das Eigentum an dem
Grundstück auf das Land rückzuübertra-
gen. Die hierbei anfallenden Kosten hat die
Wiederverkäuferin oder der Wiederverkäu-
fer zu tragen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung in
Einzelfällen gestatten, dass landeseigene
Grundstücke in Gebieten, die die Voraus-
setzungen für die Durchführung von
städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen
nach den §§ 136 bis 164b oder von städte-
baulichen Entwicklungsmaßnahmen nach
den §§ 165 bis 171 des Baugesetzbuches in
der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli
2017 (BGBl. I S. 2808), erfüllen, auch ohne
eine entsprechende förmliche Festlegung
des Gebiets oder der Förderung der Maß-
nahme zum Grundstückswert an die Ge-
meinde veräußert werden, wenn sich diese
verpflichtet, die beabsichtigten städtebau-
lichen Maßnahmen auf dem Grundstück
innerhalb von fünf Jahren durchzuführen.
Bei der Ermittlung des Grundstückswertes
bleiben Veränderungen des Wertes, die
durch die Sanierungs- oder Entwicklungs-
maßnahmen hervorgerufen werden, unbe-
rücksichtigt.

(4) Abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1
der Hessischen Landeshaushaltsordnung
wird zugelassen, dass von staatlichen Ein-
richtungen im Bereich der Datenverarbei-
tung entwickelte oder erworbene Program-
me unentgeltlich an Stellen der öffentli-
chen Verwaltung abgegeben werden kön-
nen, soweit Gegenseitigkeit besteht.

(5) Das Ministerium der Finanzen kann
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung mit
Zustimmung des Haushaltsausschusses zu-
lassen, dass Schloss- und Burgruinen sowie
nicht für betriebliche Zwecke benötigte
Kulturdenkmäler auf Staatsdomänen unter
Wahrung denkmalpflegerischer Belange
an Fördervereine, deren Zweck die Träger-
schaft und der Erhalt von Kulturdenkmä-
lern ist, oder an Gemeinden unter dem vol-
len Wert bis zu einem Anerkennungsbe-
trag veräußert werden.

(6) Abweichend von § 63 Abs. 5 in Ver-
bindung mit Abs. 3 Satz 1 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung können für die
Durchführung von Wahlen Dienstgebäude
des Landes Gemeinden und Landkreisen
unentgeltlich zur Nutzung überlassen wer-
den, sofern diesen keine geeigneten Ein-
richtungen zur Verfügung stehen.

(7) Abweichend von § 63 Abs. 5 in Ver-
bindung mit Abs. 3 Satz 1 der Hessischen

Landeshaushaltsordnung können die der
Verpflegung der Bediensteten dienenden
Kantinenflächen und -einrichtungen den
Kantinenbetreibern pachtfrei oder zu Aner-
kennungsbeträgen überlassen werden.

§ 13

Kreditaufnahme und -tilgung

(1) Das Ministerium der Finanzen kann
die im Haushaltsplan für die Haushaltsjah-
re 2018 und 2019 vorgesehenen Kredite
aufnehmen. Die Kreditaufnahme erfolgt
grundsätzlich in Euro. In anderen Währun-
gen ist die Kreditaufnahme nur in Verbin-
dung mit einem Währungssicherungsge-
schäft zulässig.

(2) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme
ist nach der Kassenlage, den jeweiligen
Kapitalmarktverhältnissen und gesamtwirt-
schaftlichen Erfordernissen zu bestimmen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann
Kredite vorzeitig tilgen und zusätzliche Til-
gungsausgaben aus kurzfristigen Krediten
leisten. Die Kreditermächtigung nach 
Abs. 1 erhöht sich entsprechend. Dies gilt
auch, wenn kurzfristige Kredite, die für
den Ausgleich des vorangegangenen Haus-
halts erforderlich sind und deren Tilgung
nicht im laufenden Haushaltsplan vorgese-
hen ist, im vorangegangenen oder im lau-
fenden Haushaltsjahr aufgenommen und
im laufenden Haushaltsjahr getilgt werden.

(4) Das Ministerium der Finanzen kann
im Rahmen der Kreditfinanzierungen Ver-
einbarungen zur Steuerung von Zinsände-
rungsrisiken sowie zur Optimierung der
Kreditkonditionen (Derivate) für bestehen-
de Schulden, die laufende Kreditaufnahme
des Haushaltsjahres sowie für Anschlussfi-
nanzierungen von Krediten treffen, die in
einem Zeitraum von zehn Jahren fällig
werden. Der Bezug eines Derivatgeschäf-
tes auf mehrere Kreditgeschäfte ist zuläs-
sig. Das Nominalvolumen aller ausstehen-
den Derivate darf den Gesamtbestand an
Kreditmarktschulden am Ende des voran-
gegangenen Haushaltsjahres nicht über-
steigen. Das Ministerium der Finanzen
kann Sicherheiten in Form verzinster Bar-
mittel stellen sowie entgegennehmen.

§ 14

Rücklagen

(1) Beim Land verbleibende Mehrein-
nahmen aus dem Steueraufkommen sind
zur Verminderung des Kreditbedarfs oder
zur Bildung von Rücklagen zum Ausgleich
von konjunkturbedingten Mindereinnah-
men in Folgejahren zu verwenden. Dies
gilt nicht für die Auswirkungen von
Rechtsänderungen auf die Steuereinnah-
men, die zum Zeitpunkt der Haushaltsauf-
stellung noch nicht bekannt waren und bis
zum Ende des laufenden Haushaltsjahres
kassenwirksam werden.

(2) Zur Deckung von Ausgaberesten
und anderen Verpflichtungen in künfti-
gen Haushaltsjahren kann das Ministeri-
um der Finanzen Rücklagen bilden. Zur
Begrenzung der Neuverschuldung kann
es Rücklagen auflösen.
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§ 15

Garantien und Bürgschaften, 
Gewährträgerschaft

(1) Das Ministerium der Finanzen kann
zur Durchführung dringender volkswirt-
schaftlich gerechtfertigter Aufgaben in den
Haushaltsjahren 2018 und 2019 Garantien
und Bürgschaften bis zum Betrag von jähr-
lich 1 500 000 000 Euro zulasten des Landes
übernehmen.

(2) Das Ministerium der Finanzen kann
Bürgschaften zur Förderung des Wohnungswe-
sens, des studentischen und altengerechten
Wohnungsbaus und zur Sicherung von Investi-
tionen in Wohngebäuden und sozialen Einrich-
tungen im Wohnumfeld in den Haushaltsjahren
2018 und 2019 bis zu einem Betrag von jährlich
120 000 000 Euro bewilligen und überneh-
men. Es kann außerdem Bürgschaften, die
in früheren Haushaltsjahren für denselben
Zweck im Rahmen des festgelegten Bürg-
schaftsrahmens bewilligt wurden, endgül-
tig übernehmen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann
in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 zur
Förderung dringender Neu- und Umbau-
maßnahmen von Ersatzschulen, die nach 
§ 1 des Ersatzschulfinanzierungsgesetzes
vom 27. Juni 2013 (GVBl. S. 454), geän-
dert durch Gesetz vom 24. März 2015 
(GVBl. S. 118), zuschussberechtigt sind, 
Bürgschaften bis zum Betrag von jährlich 
2 500 000 Euro übernehmen.

(4) Das Ministerium der Finanzen kann
in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 bis
zur Höhe von jährlich 5 880 000 Euro Ga-
rantien übernehmen, die sich aus dem Um-
gang mit radioaktiven Stoffen nach dem
Atomgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Juli 1985 (BGBl. I 
S. 1565), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808), als not-
wendig erweisen.

(5) Das Ministerium für Wissenschaft
und Kunst kann zur Absicherung der den
hessischen Landes- und Hochschulmuseen
und -bibliotheken, den Landesausstellun-
gen, der Verwaltung der Staatlichen
Schlösser und Gärten, dem Landesamt für
Denkmalpflege Hessen sowie dem Hessi-
schen Landesamt für geschichtliche Lan-
deskunde überlassenen Leihgaben, an de-
nen ein besonderes Landesinteresse be-
steht, Garantien bis zur Höhe von insge-
samt 300 000 000 Euro übernehmen. In An-
spruch genommene Ermächtigungen aus
Vorjahren sind anzurechnen. Durch Rück-
gabe von Leihgaben erloschene Garantien

können erneut in Anspruch genommen
werden.

(6) Das Ministerium der Finanzen kann
in den Haushaltsjahren 2018 und 2019
Bürgschaften zur Sicherung von Investitio-
nen zur Weiterentwicklung der in den
Krankenhausplan des Landes Hessen auf-
genommenen Krankenhäuser bis zu einem
Betrag von jährlich 250 000 000 Euro über-
nehmen.

(7) Das Universitätsklinikum Frankfurt
kann mit Zustimmung des Ministeriums
der Finanzen Gesellschafterdarlehen an
die Orthopädische Universitätsklinik Fried-
richsheim gGmbH in Höhe von bis zu 
65 000 000 Euro gewähren.

§ 16

Kassenkredite
Das Ministerium der Finanzen kann in

den Haushaltsjahren 2018 und 2019 zur
Verstärkung der Betriebsmittel kurzfristige
Kredite (Kassenkredite) bis zur Höhe von
jeweils 8 Prozent des in § 1 festgestellten
Betrages aufnehmen. Über diesen Betrag
hinaus kann das Ministerium der Finanzen
vorübergehend weitere Kassenkredite auf-
nehmen, soweit es von der Kreditermächti-
gung nach § 13 Abs. 1 keinen Gebrauch
macht. Zusätzlich kann das Ministerium
der Finanzen ausschließlich für Zwecke
der Stellung von Sicherheiten nach § 13
Abs. 4 Satz 4 kurzfristige Kredite aufneh-
men und Geldmarktpapiere mit Laufzeiten
bis zu einem Jahr begeben.

§ 17

Kommunaler Finanzausgleich
Die Finanzausgleichsmasse nach § 12 des

Finanzausgleichsgesetzes vom 23. Juli 2015
(GVBl. S. 298), geändert durch Gesetz vom
25. November 2015 (GVBl. S. 414), beträgt
für das Haushaltsjahr 2018: 4 973 177 000
Euro und für das Haushaltsjahr 2019: 
5 210 972 000 Euro. Sie erhöht oder vermin-
dert sich im Haushaltsvollzug, soweit die
Summe der festgesetzten Solidaritätsumla-
gen auf abundante Steuer- und Umlage-
kraft nach den §§ 22, 28 und 34 des Finanz-
ausgleichsgesetzes den im Haushaltsplan
veranschlagten Wert über- oder unter-
schreitet. § 9 Abs. 1 Satz 2 des Finanzaus-
gleichsgesetzes bleibt von Satz 2 unbe-
rührt.

§ 18

Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 

1. Januar 2018 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 2. Februar 2018

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e r  F i n a n z e n  

D r.  S c h ä f e r
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Haushaltsplan 2018

Teil I - Haushaltsübersicht

B. Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne und deren Inanspruchnahme

Epl. Bezeichnung Verpflichtungs- von dem Gesamtbetrag (Sp. 3) dürfen fällig werden

ermächtigung
2018
EUR

 
2019
EUR

 
2020
EUR

 
2021
EUR

 
spätere Jahre

EUR

1 2 3 4 5 6 7

01 Hessischer Landtag — — — — —

02 Hessischer Ministerpräsident 885.500 551.000 175.000 115.000 44.500

03 Hessisches Ministerium des Innern und für
Sport 173.840.000 75.295.000 58.265.000 22.030.000 18.250.000

04 Hessisches Kultusministerium 6.000.000 5.000.000 1.000.000 — —

05 Hessisches Ministerium der Justiz 1.494.000 487.000 647.000 — 360.000

06 Hessisches Ministerium der Finanzen 418.400.000 16.000.000 14.300.000 16.000.000 372.100.000

07 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Landesentwicklung 253.021.000 139.947.000 66.294.000 30.160.000 16.620.000

08 Hessisches Ministerium für Soziales und Inte-
gration 77.547.500 42.137.500 18.992.500 13.667.500 2.750.000

09 Hessisches Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 211.730.300 74.292.600 60.401.000 43.368.800 33.667.900

10 Staatsgerichtshof — — — — —

11 Hessischer Rechnungshof 2.758.400 1.367.200 1.391.200 — —

15 Hessisches Ministerium für Wissenschaft und
Kunst 502.105.400 195.969.300 123.964.800 87.610.100 94.561.200

17 Allgemeine Finanzverwaltung 449.400.000 71.300.000 94.300.000 119.900.000 163.900.000

18 Staatliche Hochbaumaßnahmen 354.016.500 218.774.500 91.376.000 32.866.000 11.000.000

Insgesamt 2.451.198.600 841.121.100 531.106.500 365.717.400 713.253.600
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Haushaltsplan 2019

Teil I - Haushaltsübersicht

B. Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne und deren Inanspruchnahme

Epl. Bezeichnung Verpflichtungs- von dem Gesamtbetrag (Sp. 3) dürfen fällig werden

ermächtigung
2019
EUR

 
2020
EUR

 
2021
EUR

 
2022
EUR

 
spätere Jahre

EUR

1 2 3 4 5 6 7

01 Hessischer Landtag 250.000 250.000 — — —

02 Hessischer Ministerpräsident 885.500 551.000 175.000 115.000 44.500

03 Hessisches Ministerium des Innern und für
Sport 178.330.000 78.345.000 57.265.000 22.720.000 20.000.000

04 Hessisches Kultusministerium 500.000 500.000 — — —

05 Hessisches Ministerium der Justiz 840.000 480.000 — 180.000 180.000

06 Hessisches Ministerium der Finanzen 52.100.000 11.100.000 9.000.000 9.000.000 23.000.000

07 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Landesentwicklung 280.718.500 148.190.500 84.748.000 29.160.000 18.620.000

08 Hessisches Ministerium für Soziales und Inte-
gration 43.797.500 23.710.000 10.337.500 7.700.000 2.050.000

09 Hessisches Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 379.933.400 67.821.300 93.380.900 76.272.200 142.459.000

10 Staatsgerichtshof — — — — —

11 Hessischer Rechnungshof 2.758.400 1.367.200 1.391.200 — —

15 Hessisches Ministerium für Wissenschaft und
Kunst 184.557.300 96.124.300 57.193.400 14.518.500 16.721.100

17 Allgemeine Finanzverwaltung 389.300.000 68.300.000 65.100.000 68.200.000 187.700.000

18 Staatliche Hochbaumaßnahmen 228.227.600 100.228.000 73.951.000 43.690.000 10.358.600

Insgesamt 1.742.198.200 596.967.300 452.542.000 271.555.700 421.133.200
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(Mio. EUR) (Mio. EUR)

2018 2019

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben 28.465,4 29.368,6 

2. Einnahmen 28.571,1 29.445,8 

3. Finanzierungssaldo 105,7 77,2 

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt - 0,2 - 102,5 

1.1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 3.940,8 2.935,3 
1.2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 3.941,0 3.037,8 

2. Abwicklung der Vorjahre -- --

2.1. Einnahmen aus Überschüssen -- --
2.2. Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen -- --

3. Rücklagenbewegung - 105,5 25,3 

3.1. Entnahmen aus Rücklagen 219,5 231,9 
3.2. Zuführungen an Rücklagen 324,9 206,6 

4.  Haushaltstechnische Verrechnungen -- --

4.1. Einnahmenseite 3.748,5 3.772,1 
4.2. Ausgabenseite 3.748,5 3.772,1 

5. Finanzierungssaldo (Saldo 1. bis 4.) - 105,7 - 77,2 

Gesamtplan  2018/2019

Teil II      Finanzierungsübersicht

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an 
Rücklagen, Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen 
Fehlbetrags, haushaltstechnische Verrechnungen)

(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus 
Rücklagen, Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen, 
haushaltstechnische Verrechnungen)
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(Mio. EUR) (Mio. EUR)

2018 2019

A. Kredite am Kreditmarkt

I. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 3.940,8 2.935,3 

II. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 3.941,0 3.037,8 

Anleihen, Landesschatzanweisungen, Obligationen, Schuldscheindarlehen

III.  Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt - 0,2 - 102,5 

B. Kredite im öffentlichen Bereich

I. Einnahmen aus Krediten im öffentlichen Bereich -- --

II. Ausgaben zur Schuldentilgung im öffentlichen Bereich 26,2 26,2 

Darlehen des Bundes für den Wohnungsbau (Kap. 17 01 - 581 01)

III. Netto-Neuverschuldung im öffentlichen Bereich - 26,2 - 26,2 

Gesamtplan  2018/2019

Teil III      Kreditfinanzierungsplan
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Aufgrund

1. des § 89 Abs. 1 Satz 1 und des § 89
Abs. 3 des Hessischen Gesetzes über
die öffentliche Sicherheit und Ordnung
in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
4. Mai 2017 (GVBl. S. 66),

2. des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung der Bekanntmachung vom  
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
27. August 2017 (BGBl. I S. 3295), und

3. des § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Bestim-
mung von Zuständigkeiten vom 
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2012 (GVBl. S. 622),

verordnet die Landesregierung, in den
Fällen der Nr. 1 im Einvernehmen mit
dem Minister für Soziales und Integration
sowie dem Minister für Wirtschaft, Ener-
gie, Verkehr und Landesentwicklung:

§ 1

Zuweisung an die allgemeinen 
Ordnungsbehörden

(1) Der Vollzug der Abschnitte 2 bis 5
und 7 des Prostituiertenschutzgesetzes
vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372)
mit Ausnahme der gesundheitlichen Be-
ratung nach § 10 wird von den Bürger-
meistern (Oberbürgermeistern) als örtli-
che Ordnungsbehörde, in Gemeinden mit
weniger als 7 500 Einwohnerinnen und
Einwohnern von den Landräten als Kreis-
ordnungsbehörde wahrgenommen.

(2) Landkreise und kreisangehörige
Gemeinden können durch öffentlich-
rechtliche Vereinbarung nach Maßgabe
des Vierten Abschnittes des Gesetzes
über kommunale Gemeinschaftsarbeit
vom 16. Dezember 1969 (GVBl. I S. 307),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Dezember 2015 (GVBl. S. 618), festle-
gen, dass der Landrat Aufgaben der Ge-
meinde nach Abs. 1 in seine Zuständig-
keit übernimmt oder sich verpflichtet, sol-
che Aufgaben durchzuführen.

§ 2

Zuständigkeit für Ordnungswidrigkeiten

Zuständige Verwaltungsbehörde für
die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 33 Abs. 1 und 2
des Prostituiertenschutzgesetzes ist die
nach § 1 zuständige Ordnungsbehörde.

§ 3

Fachaufsicht

Fachlich zuständige oberste Aufsichts-
behörde in den Fällen des § 1 ist hinsicht-
lich der Abschnitte 3 und 4 des Prostitu-
iertenschutzgesetzes das für das Gewer-
berecht zuständige Ministerium, im Übri-
gen das für Frauenangelegenheiten zu-
ständige Ministerium. Die Fachaufsicht
aufgrund anderer Rechtsvorschriften
bleibt unberührt.

§ 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft.

Verordnung zur Bestimmung von Zuständigkeiten für  
den Vollzug des Prostituiertenschutzgesetzes (ProstSchGZustV)*)

Vom 24. Januar 2018

Wiesbaden, den 24. Januar 2018

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r

B o u f f i e r f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n
G r ü t t n e r

D e r  M i n i s t e r
f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,

Ve r k e h r  u n d
L a n d e s e n t w i c k l u n g

A l - Wa z i r

*) FFN 511-35 



20 Nr. 2 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 13. Februar 2018

Aufgrund des § 21 Abs. 2 Nr. 1 des
Hessischen Archivgesetzes vom 26. No-
vember 2012 (GVBl. S. 458), geändert
durch Gesetz vom 5. Oktober 2017 (GVBl.
S. 294), verordnet der Minister für Wis-
senschaft und Kunst:

§ 1

Die Verordnung über die Zuständig-
keit des Hessischen Landesarchivs und
der Staatsarchive vom 18. Dezember 2012
(GVBl. S. 674) wird aufgehoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft.

Verordnung
zur Aufhebung der Verordnung über die Zuständigkeit
des Hessischen Landesarchivs und der Staatsarchive*)

Vom 15. Januar 2018

Wiesbaden, den 15. Januar 2018

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t  

R h e i n

*) Hebt auf FFN 76-15 
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Aufgrund des § 31 Nr. 1 des Hessi-
schen Denkmalschutzgesetzes vom 
28. November 2016 (GVBl. S. 211) verord-
net der Minister für Wissenschaft und
Kunst:

§ 1

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung sind:

1. „Befund“ die bei einer geowissen-
schaftlichen Ausgrabung erkennbaren
Fundumstände und der Fundkontext,
der Aufschluss gibt über den Zusam-
menhang zwischen den Fossilfunden
untereinander und zwischen diesen
und den umgebenden Gesteinsschich-
ten,

2. „Fossilanreicherung“ eine natürliche
Ansammlung oder Anhäufung von
Fossilien in Form einer hohen Fossil-
konzentration,

3. „Fossilassoziation“ die Gesamtheit der
innerhalb eines geowissenschaftlichen
Aufschlusses gemeinsam auftretenden
Fossilien,

4. „Makrofossil“ ein Fossil mit einer Grö-
ße über einem Millimeter,

5. „Massenvorkommen“ in geologischen
Einheiten aus Sedimentgesteinen auf-
tretende, hohe Konzentrationen aus
Nannofossilien, Mikrofossilien oder
kleineren Makrofossilien sowie deren
Überresten,

6. „Mikrofossil“ ein Fossil mit einer Grö-
ße zwischen drei Hundertstel Millime-
ter und einem Millimeter,

7. „Nannofossil“ ein Fossil unterhalb von
drei Hundertstel Millimeter Größe,

8. „Sedimentgesteine“ Gesteine, die
durch die Ablagerung von Material an
Land, in Flüssen und im Meer entste-
hen.

§ 2

Bestimmung der
Bodendenkmaleigenschaft

(1) Fossilien sind Bodendenkmäler im
Sinne des Hessischen Denkmalschutzge-
setzes, wenn sie von wissenschaftlichem
Wert sind. Bei Massenvorkommen er-
streckt sich der Denkmalschutz auf ein-
zelne Makrofossilien, Makrofossilanrei-
cherungen oder Makrofossilassoziationen
(zum Beispiel fossiles Riff). Nanno- und
Mikrofossilien sind insbesondere dann
von wissenschaftlichem Wert, wenn sie

1. eine wissenschaftlich noch nicht be-
schriebene und noch nicht erfasste Art,
Unterart, Gattung oder Familie darstel-
len oder

2. den Befund eines einzelnen Makrofos-
sils oder eines Makrofossils innerhalb
eines Massenvorkommens darstellen
und die Grundlage für dessen wissen-
schaftliche Bestimmung bilden.

In diesen Fällen ist ein abgrenzbarer Be-
fund innerhalb einer geologischen Einheit
aus Sedimentgestein denkmalfähig, nicht
jedoch die gesamte Einheit.

(2) Die Bestimmung des wissenschaftli-
chen Werts eines Fossils obliegt der
Denkmalfachbehörde. Diese entscheidet
im Einvernehmen mit der Obersten Denk-
malschutzbehörde. In begründeten Ein-
zelfällen kann die Oberste Denkmal-
schutzbehörde ein externes Gutachten
einholen.

§ 3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft.

Verordnung
über den Umfang des Denkmalschutzes von Fossilien*)

Vom 15. Januar 2018

Wiesbaden, den 15. Januar 2018

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t  

R h e i n

*) FFN 76-18
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Auf die nachstehend abgedruckte Ver-
öffentlichung im Bundesgesetzblatt 2018
Teil I S. 123 wird hingewiesen:

Aus dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 19. Dezember 2017 – 
1 BvL 3/14, 1 BvL 4/14 – wird die Ent-
scheidungsformel veröffentlicht:

„1. a) § 32 Absatz 3 Satz 1 Nummern 2
und 3 sowie Absatz 3 Sätze 2 und
4 des Hochschulrahmengesetzes
HRG in der Fassung vom 28. Au-
gust 2004 (Bundesgesetzblatt I
Seite 2298)

b) sowie

 – § 1 des Gesetzes zu dem
Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulas-
sung vom 10. November 2009
(Gesetzblatt für Baden-Würt-
temberg Seite 663) sowie § 2a
Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes
über die Zulassung zum Hoch-
schulstudium in Baden-Württem -
berg (Hochschulzulassungs-
gesetz – HZG) in der Fassung
vom 15. September 2005 (Ge-
setzblatt für Baden-Württem-
berg Seite 629) und des Ände-
rungsgesetzes vom 15. Juni
2010 (Gesetzblatt für Baden-
Württemberg Seiten 422, 423),

– der Zustimmungsbeschluss des
Landtags des Freistaates Bay-
ern vom 22. April 2009 zum
Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulas-
sung (Bayerisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 186) so-
wie Artikel 7 Absätze 1 und 2
des Gesetzes über die Hoch-
schulzulassung in Bayern
(Bayerisches Hochschulzulas-
sungsgesetz – BayHZG) vom 
9. Mai 2007 (Bayerisches Ge-
setz- und Verordnungsblatt
Seite 320) in der Fassung des
Gesetzes vom 9. Juli 2012
(Bayerisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Seite 339),

– § 1 des Gesetzes zu dem
Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulas-
sung vom 29. Oktober 2008
(Gesetz- und Verordnungsblatt
für Berlin Seite 310) sowie § 8
Absatz 1 Nummer 2 und Ab-
satz 3 Sätze 1 bis 5 des Geset-
zes über die Zulassung zu den
Hochschulen des Landes Berlin

in zulassungsbeschränkten Stu-
diengängen (Berliner Hoch-
schulzulassungsgesetz –
BerlHZG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. Juni
2005 (Gesetz- und Verordnungs-
blatt für Berlin Seite 393) und
des Gesetzes vom 26. Juni 2013
(Gesetz- und Verordnungsblatt
für Berlin Seite 198),

– Artikel 1 Absatz 1 des Geset-
zes zum Staatsvertrag über die
Errichtung einer gemeinsamen
Einrichtung für Hochschulzu-
lassung vom 17. Februar 2009
(Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 36) so-
wie Artikel 3 Absatz 1 Satz 2
des Gesetzes zum Staatsver-
trag über die Errichtung einer
gemeinsamen Einrichtung für
Hochschulzulassung vom 17. Fe-
bruar 2009 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 36) in der Fassung des
Gesetzes vom 6. März 2012
(Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 132),

– § 1 Absätze 1 und 2 sowie § 4
Absatz 1 Nummer 2, Absatz 3
und Absatz 4 Satz 2 des Geset-
zes zum Staatsvertrag über die
Errichtung einer gemeinsamen
Einrichtung für Hochschulzu-
lassung in der Fassung vom 
15. Dezember 2009 (Gesetz-
und Verordnungsblatt für das
Land Hessen I Seite 705)

– Artikel 1 Absatz 1 des Geset-
zes zum Staatsvertrag über die
Errichtung einer gemeinsamen
Einrichtung für Hochschulzu-
lassung sowie zur Änderung
des Hochschulzulassungsge-
setzes vom 11. März 2010 (Ge-
setz- und Verordnungsblatt  
für Mecklenburg-Vorpommern
Seite 164) und § 4 Absatz 1
Nummer 2, Absatz 3 Sätze 1
und 2 sowie Absatz 5 Satz 2
des Gesetzes über die Zulas-
sung zum Hochschulstudium in
Mecklenburg-Vorpommern
(Hochschulzulassungsgesetz –
HZG M-V) vom 14. August
2007 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Mecklenburg-
Vorpommern Seite 286) in der
Fassung des Gesetzes vom 
16. Dezember 2010 (Gesetz-
und Verordnungsblatt für Meck-
lenburg-Vorpommern Seiten 730
und 758)

– Artikel 1 Absätze 1 und 2 des
Gesetzes zum Staatsvertrag
über die Errichtung einer ge-
meinsamen Einrichtung für

Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts über das Gesetz zum Staatsvertrag

einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung*)

*) Zu FFN Anhang Staatsverträge 



Nr. 2 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 13. Februar 2018 23

Hochschulzulassung und zur
Änderung des Niedersächsi-
schen Hochschulzulassungsge-
setzes vom 17. Februar 2010
(Niedersächsisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 47)
sowie § 8 Absatz 1 des Nieder-
sächsischen Hochschulzulas-
sungsgesetzes (NHZG) vom 
29. Januar 1998 (Niedersächsi-
sches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 51) in der Fas-
sung des Gesetzes vom 
17. Februar 2010 (Niedersäch-
sisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 47),

– § 1 Absatz 1 des Gesetzes zur
Ratifizierung des Staatsvertra-
ges über die Errichtung einer
gemeinsamen Einrichtung für
Hochschulzulassung vom 5. Ju-
ni 2008 und 18. November
2008 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen Seite 710) so-
wie § 2 des Dritten Gesetzes
über die Zulassung zum Hoch-
schulstudium in Nordrhein-
Westfalen (Hochschulzulas-
sungsgesetz – HZG) vom 
18. November 2008 (Gesetz-
und Verordnungsblatt für das
Land Nordrhein-Westfalen Sei-
te 710),

– § 1 des Landesgesetzes zu dem
Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulas-
sung vom 27. Oktober 2009
(Gesetz- und Verordnungsblatt
für das Land Rheinland-Pfalz
Seite 347),

– § 1 des Gesetzes Nr. 1666 zur
Ratifizierung des Staatsvertra-
ges über die Errichtung einer
gemeinsamen Einrichtung für
Hochschulzulassung vom 5. Ju-
ni 2008 vom 9. Dezember 2008
(Amtsblatt des Saarlandes 2009
Seite 331),

– Artikel 1 des Gesetzes zum
Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulas-
sung vom 16. April 2009 (Säch-
sisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seiten 155 und 259)
sowie § 3 Absatz 1 und Absatz
2 Satz 2 des Gesetzes über die
Zulassung zum Hochschulstu-
dium im Freistaat Sachsen
(Sächsisches Hochschulzulas-
sungsgesetz – SächsHZG) vom
7. Juni 1993 (Sächsisches Ge-
setz- und Verordnungsblatt
Seite 462) in der Fassung des
Gesetzes vom 18. Oktober
2012 (Sächsisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seiten 568,
575),

– § 1 Absätze 1 und 2 sowie § 3a
Sätze 2 und 3 des Hochschul-
zulassungsgesetzes Sachsen-

Anhalt (HZulG LSA) in der
Fassung der Bekanntmachung
vom 24. Juli 2012 (Gesetz- und
Verordnungsblatt für das Land
Sachsen-Anhalt Seiten 297,
298),

– Artikel 1 Absätze 1 und 2 des
Gesetzes zur Zustimmung zum
Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulas-
sung und zur Änderung des
ZVS-Gesetzes vom 27. Juni
2008 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Schleswig-Hol-
stein Seite 304), § 4 Absatz 1
Sätze 1, 2 und 4 sowie Absatz 2
des Zustimmungs- und Aus-
führungsgesetzes zu dem
Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulas-
sung (ZVS-Gesetz – ZVS Zu-
AG) vom 19. Juni 2007 (Ge-
setz- und Verordnungsblatt für
Schleswig-Holstein Seite 293)
in der Fassung des Gesetzes
vom 19. Juni 2009 (Gesetz- und
Verordnungsblatt für Schles-
wig-Holstein Seite 331) und 
§ 12 Absatz 2 Satz 1 des 
Hochschulzulassungsgesetzes
(HZG) in der Fassung vom 
5. Februar 2016 (Gesetz- und
Verordnungsblatt für Schles-
wig-Holstein Seite 75) sowie

– § 1 des Thüringer Gesetzes zu
dem Staatsvertrag über die Er-
richtung einer gemeinsamen
Einrichtung für Hochschulzu-
lassung vom 16. Dezember
2008 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für den Freistaat
Thüringen Seite 529) sowie 
§ 11 Absatz 1 Satz 1 und Ab-
satz 2 des Thüringer Hochschul-
zulassungsgesetzes (ThürHZG)
vom 16. Dezember 2008 (Ge-
setz- und Verordnungsblatt für
den Freistaat Thüringen Seite
535)

sind, soweit sie die Zulassung zum
Studium der Humanmedizin betref-
fen, mit Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit Artikel 3 Absatz 1
des Grundgesetzes unvereinbar.

2. § 8a des Gesetzes über die Zulassung
zu den Hochschulen des Landes Berlin
in zulassungsbeschränkten Studien-
gängen (Berliner Hochschulzulas-
sungsgesetz - BerlHZG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 18. Juni
2005 (Gesetz- und Verordnungsblatt
für Berlin Seite 393) ist gemäß Artikel
31 des Grundgesetzes nichtig, soweit
er für die Studierendenauswahl in der
Abiturbesten- und der Wartezeitquote
gemäß § 32 Absatz 3 Satz 1 Nummern
1und 2 des Hochschulrahmengesetzes
(HRG) in der Fassung vom 28. August
2004 (Bundesgesetzblatt I Seite 2298)
gilt.
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3. Die mit dem Grundgesetz für unver-
einbar erklärten Vorschriften gelten
bis zu einer Neuregelung fort. Bis zum 
31. Dezember 2019 ist eine Neurege-
lung zu treffen.“

Die vorstehende Entscheidungsformel
hat gemäß § 31 Absatz 2 des Bundesver-
fassungsgerichtsgesetzes Gesetzeskraft.

Berlin, den 9. Januar 2018
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